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Aktenzeichen: 6 AZR 428/88
Bundesarbeitsgericht 6. Senat Urteil vom 7. Juni 1990

- 6 AZR 428/88 -
I. Arbeitsgericht Urteil vom 8. Dezember 1987

Oberhausen - 4 Ca 1738/87 -
II. Landesarbeitsgericht Urteil vom 5. Mai 1988

Düsseldorf - 13 (4) Sa 78/88 -
Für die Amtliche Sammlung: Nein 
Für die Fachpresse: Nein
Für das Bundesarchiv: Nein

Entscheidungsstichwort:
Technikerzulage - Einstellung der rechtsgrundlosen Zahlung

Gesetz: Tarifvertrag über Zulagen an Angestellte (VkA) vom 17. Mai
1982 §§ 2, 3j BAT (VkA) Bemerkung Nr. 2 zu allen Vergütungs­gruppen

Leitsätze:

K e i n e

Hinweise des Senats:
Vgl. Urteil des Senats vom 7. Juni 1990 - 6 AZR 423/88 -
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6 AZR .428/88
13 (4) Sa 78/88 Düsseldorf

Verkündet am 
7. Juni 1990
Stöcker,
Aratsinspektorin 
als Urkundsbeamter der Geschäftsstelle

Im Hamen des Volkes!

Urteil
In Sachen

PP.

hat der Sechste Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der
mündlichen Verhandlung vom 7. Juni 1990 durch den Vorsitzen­
den Richter Prof. Dr. Röhsler, die Richter Prof. Dr. Jobs
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und Dörner .sowie die ehrenamtlichen Richter Ostkamp und 
Hilgenberg für Recht erkannt:

1. Die Revision des Klägers gegen das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts Düsseldorf vom
5. Mai 1988 - 13 (4) Sa 78/88 - wird zurück­
gewiesen.

2. Die Kosten der Revision hat der Kläger 
zu tragen.

V o n  R e c h t s  w e g e n  !

T a t b e s t a n d  :

Die Parteien streiten über die weitere Zahlung der tarifli­
chen Technikerzulage.

Der Kläger ist seit 1970 bei der Beklagten als Angestellter 
beschäftigt. Auf das Arbeitsverhältnis der Parteien finden der 
Bundes-Angestelltentarifvertrag und die ihn ergänzenden und än­
dernden Tarifverträge Anwendung. Der Kläger erhielt zunächst Ver­
gütung aus der VergGr. VII der Anlage 1 a zum BAT.

Die Beklagte brachte ungeachtet der Kündigung des Bundes- 
Angestelltentarifvertrages und der Anlage 1 a zum 31. Dezember 
1969 ab 1. Juli 1972 die Bestimmungen des Tarifvertrags zur Ände­
rung und Ergänzung der Anlage 1.a- zum BAT (Angestellte in techni-
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sehen Berufen) vom 15. Juni 1972 zur Anwendung. Sie stufte den 
Kläger nach diesem Tarifvertrag mit Wirkung ab 1. April 1973 in 
die VergGr. V b ein. Mit Schreiben vom 19. März 1973 informierte 
sie den Kläger über die Höhergruppierung und führte dazu weiter 
aus:

•'Sie erhalten von vorgenanntem Zeitpunkt an monatlich folgende Bruttodienstbszüge:
Grundvergütung ...
Ortszuschlag ...
Kinderzuschlag .
Technikerzul. iTB,—  DM."

Die Technikerzulage bemaß sich nach dem Tarifvertrag über 
Zulagen an technische Angestellte vom 8. Juli 1970. Diese Bestim­
mungen wurden ersetzt durch den Tarifvertrag über Zulagen an An­
gestellte (VkA) vom 17. Mai 1982, dessen §§ 2 und 3 i.d.F. des
3. Knderungstarifvertrages vom 28. Februar 1986, gültig bis zum 
31. Dezember 1989, u.a. folgenden Wortlaut hatten:

" § 2
Allgemeine Zulage

(1) Angestellte der Vergütungsgruppen X bis II und 
Kr. I bis Kr. XII erhalten eine allgemeine Zulage.

(2) Die allgemeine Zulage beträgt monatlich in den Vergütungsgruppen
a) X bis V c sowie V b (soweit in der Protokollerklärung Nr. 2 aufgeführt) und

Kr. I bis Kr. VI 67,—  DM,
b) V b (soweit nicht in der Protokoller­

klärung Nr. 2 aufgeführt)
bis II und Kr. VII bis Kr. XII 100,—  DM.
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Protokollerklärungen:
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2. Angestellte, die nach einem der folgenden Tätig­
keitsmerkmale der Vergütungsgruppe V b der Anlage 
1 a zum BAT eingruppiert sind, erhalten die all­gemeine Zulage nach Absatz 2 Buchst, a):
a) V b Fallgruppen 6 bis 10, 13, 15 bis 18 und 21

des § 2 des Tarifvertrages zur Änderung und Ergän­
zung der Anlage 1 a zum BAT (Angestellte in 
technischen Berufen) vom 15. Juni 1972,

§ 3Technikerzulage
(1) Angestellte der Vergütungsgruppen V b bis II mit 

technischer Ausbildung nach Nr. 2 der Bemerkung zu 
allen Vergütungsgruppen und entsprechender Tätig­
keit sowie sonstige Angestellte, die aufgrund gleich­
wertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entspre­chende Tätigkeiten ausüben, erhalten eine Techniker­
zulage von 45,—  DM.

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für 
a) - b) ...c) in der Protokollerklärung Nr. 1 des § 2 des 

Tarifvertrages zur Änderung und Ergänzung 
der Anlage 1 a zum BAT (Angestellte in tech­nischen Berufen) vom 15. Juni 1972 genannte 
Angestellte."

Die Beklagte widerrief mit Schreiben vom 6. August 1986 die 
Technikerzulage zum 31. Dezember 1986. Sie zahlt dem Kläger seit 
dem 1. Januar 1987 nur die allgemeine Zulage in Höhe von 
67,—  DM.

Der Kläger hat gemeint, das Schreiben vom 19. März 1973 im 
Zusammenhang mit der Höhergruppierung nach VergGr. V b BAT sei 
Bestandteil des Arbeitsvertrages geworden. Insofern sei es zu 
einer einzelvertraglichen Abrede über die Gewährung der streiti-
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E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e :

Die Revision ist unbegründet.

I. Das Landesarbeitsgericht hat gemeint, eine einzelvertragli­
che Vereinbarung über die Gewährung der Zulage als übertarifliche 
Leistung sei zwischen den Parteien nicht zustandegekommen. Die 
Beklagte habe die Zulage in der irrtümlichen Annahme gezahlt, ei­
nen tariflichen Anspruch zu erfüllen. Aus dem Arbeitsvertrag des 
Klägers folge aber, daß für seine Vergütung allein die Vergü­
tungsordnung des Bundes-Angestelltentarifvertrages maßgebend sei. 
Die bloße Gewährung einer Zulage im öffentlichen Dienst führe 
nicht zu einer entsprechenden einzelvertraglichen Vereinbarung, 
weil im Zweifel lediglich Normvollzug gewollt sei. Die Anführung 
der Technikerzulage im Schreiben vom 19. März 1973 habe nur de­
klaratorische Bedeutung. Der Kläger habe auch keinen tarifver­
traglichen Anspruch. Er habe die Tatbestandsvoraussetzungen für 
eine Zulagengewährung nach §§ 2 und 3 des Tarifvertrages über Zu­
lagen an Angestellte (VkA) vom 17. Mai 1982 nicht substantiiert 
dargelegt. So fehle ein ausreichender Vortrag darüber, daß er 
eine technische Ausbildung gemäß Nr. 2 der Bemerkungen zu allen 
Vergütungsgruppen absolviert habe oder gleichwertige Fähigkeiten 
und Erfahrungen besitze. Ferner liege trotz entsprechenden rich­
terlichen Hinweises kein ausreichender Vortrag für das Erforder­
nis einer entsprechenden Tätigkeit vor, d.h. von Arbeiten mit 
ingenieurmäßigem Charakter.

II. Diese Ausführungen des Landesarbeitsgerichts halten der re­
visionsrechtlichen Überprüfung stand.
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1. Der Kläger hat keinen arbeitsvertraglichen Anspruch auf die 
Technikerzulage. Die Bewertung des Landesarbeitsgerichts, in der 
Mitteilung über die Vergütungsfestsetzung der Beklagten vom
19. März 1973 könne keine auf eine vom Kläger konkludent angenom­
mene Willenserklärung der Beklagten mit dem Inhalt gesehen wer­
den, den bestehenden Arbeitsvertrag vom 23. März 1970 zugunsten 
des Klägers zu ändern, ist revisionsrechtlich nicht zu beanstan­
den. Sie stimmt mit der Rechtsprechung des Senats überein (Se­
natsurteil vom 18. August 1988 - 6 AZR 361/86 - BAGE 59, 224 = AP 
Nr. 3 zu §§ 22, 23 BAT Zulagen = EzA § 242 BGB Betriebliche Übung 
Nr. 26 mit Anm. Reuter) und wird von der Revision auch nicht ge­
rügt. Dasselbe gilt für die rechtliche Beurteilung des Landesar­
beitsgerichts, der Kläger habe keinen Anspruch aufgrund betrieb­
licher Übung. Auch diese Auffassung entspricht der ständigen 
Rechtsprechung des Senats (BAG, aaO; Senatsurteile vom 18. August 
1988-6 AZR 282/86 - BAGE 59, 233 = AP Nr. 4 zu § 3 TVArb Bun­
despost und vom 23. Juni 1988 - 6 AZR 137/86 - BAGE 59, 73 = AP 
Nr. 33 zu § 242 BGB Betriebliche Übung) und bleibt ebenfalls von 
der Revision ungerügt.

2. Das Landesarbeitsgericht hat ferner zutreffend einen tarif­
vertraglichen Anspruch auf Zahlung der Technikerzulage nach § 3 
des Tarifvertrags über Zulagen an Angestellte (VkA) vom 17. Mai 
1982 verneint. Nach dieser Vorschrift erhalten neben der allge­
meinen Zulage nach § 2 TV eine Technikerzulage von monatlich
45,—  DM Angestellte der VergGr. V b bis II mit technischer Aus­
bildung nach Nr. 2 der Bemerkungen zu allen Vergütungsgruppen und 
entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Angestellte, die aufgrund
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gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende 
Tätigkeiten ausüben. Da der Kläger unstreitig keine technische 
Ausbildung nach Nr. 2 der Bemerkungen zu allen Vergütungsgruppen 
besitzt, kommt für ihn nur die zweite Alternative der Tatbe­
standsvoraussetzungen in Betracht. Danach müssen zwei tarifliche 
Erfordernisse erfüllt sein. Der Kläger müßte als sonstiger Ange­
stellter über Fähigkeiten und Erfahrungen verfügen, die denen 
eines geprüften Fachhochschulingenieurs entsprechen. Außerdem 
müßte er eine entsprechende Tätigkeit ausüben, d.h. eine Tätig­
keit mit Ingenieurszuschnitt (BAGE 51, 59 = AP Nr. 115 zu §§ 22, 
23 BAT 1975; Urteil vom 23. April 1986 - 4 AZR 90/85 - AP Nr. 118 
zu §§ 22, 23 BAT 1975).

Der Kläger hat weder zum Tatbestandsmerkmal ’'gleichwertige 
Fähigkeiten und Erfahrungen" noch zum Tarifnerkmal "entsprechende 
Tätigkeiten" schlüssig vorgetragen. Er begnügt sich vielmehr da­
mit, die vom Landesarbeitsgericht vorgenommene Verteilung der 
Darlegungslast anzugreifen. Diese Rüge ist jedoch unbegründet.
Die Beklagte hat keineswegs das Gestaltungsrecht des Widerrufs 
einer früher einzelvertraglich oder tarifvertraglich zu Recht 
bezogenen Leistung ausgeübt, sondern die Zahlung einer ihrer Mei­
nung nach nicht geschuldeten Leistung eingestellt. Das folgt aus 
der Begründung der Beklagten im Schreiben vom 6. August 1986, in 
dem darauf hingewiesen wird, daß der Kläger keine Ingenieurtätig­
keiten wahrnimmt und ihm deshalb die Technikerzulage nicht zu­
steht, sowie aus dem Vorbringen der Beklagten in den Tatsachenin­
stanzen. Demgegenüber bleibt der Gebrauch des Wortes "widerrufen" 
ohne Bedeutung (BAG Urteil vom 29. Januar 1986 - 4 AZR 279/84 -
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AP Nr. 17 zu § 75 BPersVG; BAGE 52, 33, 48 f. = AP Nr. 12 zu § 4 
BAT). In diesem Fall ist es Aufgabe des Gläubigers, die an­
spruchsbegründenden Tatsachen darzulegen und im Fall des Bestrei­
tens zu beweisen.

III. Die Kostenentscheidung folgt aus § 97 Abs. 1 ZPO.

Dr. Röhsler Dr. Jobs Dörner
Ostkamp Hilgenberg
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